
 
 
 

 
 

Unfall und Schadenregulierung im Stra-
ßenverkehrsrecht 
 
 

ie Gefahr in Deutschland im Straßenver-
kehr in einen Verkehrsunfall verwickelt zu 
werden, ist groß. Im Zeitraum zwischen 
Januar 2006 und August 2006 sollen sich 

nach Angaben des statistischen Bundesamtes etwa 
1,4 Millionen Verkehrsunfälle auf deutschen Straßen 
ereignet haben. Dies bedeutet einen leichten Rück-
gang im Verhältnis zu 2005. Darunter waren 
209.100 Unfälle mit Personenschäden. Als Ver-
kehrsunfälle mit Personenschäden gelten solche, bei 
denen mindestens ein Mensch verletzt oder getötet 
worden ist. Getötete Personen sind dabei solche, die 
innerhalb von 30 Tagen nach dem Unfall an den 
Folgen desselben verstorben sind. Bei 1,27 Millionen 
Unfällen sind Sachschäden entstanden; dies bedeu-
tet einen Zuwachs von 2,8% bezogen im Vergleich 
zum Vorjahr. Erfreulich ist ein signifikanter Rück-
gang von Unfällen mit Personenschäden von 5,8% 
im Vergleich zum Vorjahreszeitraum. Immerhin, bis 
Ende August 2006 sind 433 Menschenleben nach 
Verkehrsunfällen im Straßenverkehr in der Bundes-
republik Deutschland zu beklagen. Dies entspricht 
einem Minus von 15% im Vergleich zum entspre-
chenden Zeitraum im Jahr 2005.  
 
Gleichwohl, im Jahr 2005 starben durchschnittlich 
15 Menschen(!) in Deutschland bei Verkehrsunfällen 
pro Tag; 1.188 wurden täglich verletzt. Leid lässt 
sich statistisch nicht erfassen. 
 
In jedem Fall sollten sich Unfallbeteiligte und im 
Falle schwerer Verletzungen und letalen Folgen von 
Unfällen deren Hinterbliebene um ein professionel-
les Schadensmanagement unter Zuhilfenahme von 
verkehrsrechtlich spezialisierten Rechtsanwälten 
kümmern. Auf keinen Fall sollten dabei Rechtsan-
wälte aufgesucht werden, die von der gegnerischen 
Versicherung empfohlen werden, da hierdurch eine 
parteiliche umfassende Interessenvertretung kon-
terkariert wird. Die freie Anwaltswahl sollte in je-
dem Fall genutzt werden! Aber auch Empfehlungen 
oder Direktiven von Rechtsschutzversicherungen 
bezüglich angeblich besonders versierter Anwälte 
sollte man stets kritisch gegenüber stehen. Grund-
sätzlich gilt: „Die Interessen der Versicherungen 
sind nicht die Interessen der Geschädigten.“  
 

Verkehrsrecht ist eine komplexe Rechtsmaterie, 
jedenfalls dann, wenn es um mehr als einen Kratzer 
oder eine Beule geht.  
 
Allein schon die Klärung der Verschuldensfrage 
unter Einbeziehung eines etwaigen Mitverschuldens 
ist häufig alles andere als einfach. Kommt etwa eine 
Haftung über den Vertrauensgrundsatz in Betracht? 
Nach dem Vertrauensgrundsatz darf jeder Ver-
kehrsteilnehmer davon ausgehen, dass sich die 
anderen Verkehrsteilnehmer ebenfalls verkehrsge-
recht verhalten. Ergeben sich Ansprüche aus delikti-
scher Haftung oder Gefährdungshaftung? Kann die 
Gegenseite einen Entlastungsbeweis bei Gefähr-
dungshaftung erbringen oder liegt gar ein Aus-
schluss der Gefährdungshaftung vor? Wie steht es 
mit der Durchsetzbarkeit von Ansprüchen bei Un-
fallgegnern und Haftpflichtversicherung? Auch 
prozessuale Erwägungen spielen häufig eine wesent-
liche Rolle. Zumeist sollte man im Falle einer ge-
richtlichen Auseinandersetzung den Fahrer mit 
verklagen, um diesem die Stellung als Zeuge im 
Prozess zu nehmen.  
 
Welche unterschiedlichen Schadenspositionen gibt 
es im Verkehrsunfallrecht?  
 
Sachschäden: 
Hierzu gehören die  

• Reparaturkosten, 
• Kosten für Sachverständige, 
• Kosten der Wiederbeschaffung bei Total-

schaden, 
• Abschleppkosten,  
• Wertminderung.  

 
Die zuvor genannten Schadenspositionen gehören 
zu den unmittelbaren Sachschäden. Es gibt jedoch 
auch so genannte mittelbare Sachschäden nach 
einem Verkehrsunfall, etwa 

• Mietwagenkosten, 
• Nutzungsausfall, 
• die Kostenpauschale,  
• An- und Abmeldekosten.  

 
Sachschäden wiederum sind abzugrenzen von so 
genannten Vermögensschäden, wie zum Beispiel 
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• Anwaltskosten,  
• Finanzierungskosten, 
• Verdienstausfall,  
• Verlust des Schadensfreiheitsrabattes. 

 
Bei Personenschäden gibt es im Wesentlichen fol-
gende Differenzierungen; hierzu gehören 

• Schmerzensgeld,  
• Erwerbsschaden,  
• Heilungs- und Rehabilitierungskosten, 
• vermehrte Bedürfnisse,  
• Haushaltsführungsschaden, 
• Beerdigungskosten.  

 
Die Höhe des Schmerzensgeldes bemisst sich stets 
an den individuellen Spezifika des Einzelfalles. Be-
messungskriterien beim Schmerzensgeld sind bei-
spielhaft  

• die Schwere der Verletzungen,  
• die Dauer der unfallbedingten Erkrankung,  
• mit dem Unfall korrespondierende psychi-

sche Implikationen (zum Beispiel post-
traumatischer Schock), 

• der Heilungsverlauf (komplikationsreich 
oder komplikationsarm?), 

• Dauerschäden (zum Beispiel Entstellungen 
durch Narben, Verbrennungen, Funktions-
beeinträchtigungen jedweder Art),  

• die Dauer einer Erwerbsunfähig-
keit/Erwerbsminderung. 

 
Zu den Heilungskosten gehören unter anderem:  

• die Kosten ärztlicher Behandlung (ambu-
lant), 

• Kosten für stationäre Krankenbehandlung 
(Operationskosten, Unterbringungskosten, 
Medikamente u. a.),  

• Kosten für ambulante und stationäre Re-
habilitation.  

 
Ein Erwerbsschaden liegt vor, wenn der Geschädigte 
nach dem Unfall seiner bisherigen Erwerbstätigkeit 
nicht mehr in dem gewohnten Umfang nachgehen 
kann und dadurch ökonomische Nachteile erfährt. 
Er hat dann gegenüber dem Schädiger Ansprüche 
auf Ersatz seines Verdienstausfalles. Zu dem Er-
werbsschaden gehört auch originärer Schadenser-
satzanspruch wegen Beeinträchtigung der Haus-
haltsführung (§§ 842, 843 BGB). Ein solcher Er-
werbsschaden liegt vor, wenn die Hausarbeit ein 
gesetzlich geschuldeter Beitrag zum Familienunter-

halt ist (§ 1360 BGB). In Fällen, in denen der ver-
letzte Ehegatte sich vor dem Unfall überwiegend 
selbst versorgt hat, liegen indessen vermehrte Be-
dürfnisse vor.  
 
Zu den vermehrten Bedürfnissen zählen enumerativ 
aber nicht abschließend:  

• Kosten für einen behindertengerechten 
Umbau eines PKW,  

• Umbaukosten für die Wohnung (zum Bei-
spiel durch Einbauten für Rollstuhl-
rampen oder Liftanlagen),  

• zusätzliche Pflegekosten,  
• Kosten für die Anschaffung technischer 

Hilfsmittel zu Kompensationszwecken 
jedweder Art, 

• Diätkosten. 
 
Beerdigungskosten inkludieren beispielhaft: 

• Kosten für Trauerbekleidung,  
• Kosten für Traueranzeigen,  
• Kosten für das Trauermahl,  
• Kosten für die erstmalige Grabanlage,  
• Kosten für die Friedhofsgebühren,  
• sonstige Verwaltungsgebühren für Forma-

litäten im Zusammenhang mit der Beerdi-
gung. 

 
Die Kosten der Grabpflege sowie Kosten für die 
Anreise von Angehörigen und Trauergästen sowie 
Gelder für Trauerschmuck gehören nicht zu den 
Beerdigungskosten, da es sich in soweit um indivi-
duell moralisch geschuldete Leistungen handelt.  
 
Besteht eine Sterbegeldversicherung, so ist stets an 
einen Forderungsübergang (cessio legis) auf den 
Leistungsverpflichteten zu denken.  
 
Anhand der vorstehenden Ausführungen, die das 
Verkehrsunfall-, Zivil- und Versicherungsrecht le-
diglich skizzenhaft beleuchten, wird deutlich, dass 
die Schadenregulierung von Verkehrsunfällen in die 
Hand von erfahrenen Spezialisten gehört.  
 
Der Autor ist Vertrauensanwalt des AvD.  
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